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k) die Sensibilisierung der Öffentlichkeit und die Lobbyarbeit zu verstärken, namentlich über die
Medien, um den Familien die zentralen Botschaften über die Verhütung und Behandlung von Geburtsfisteln
und die soziale Wiedereingliederung wirksam zu vermitteln;

l) die Forschungs-, Überwachungs- und Evaluierungssysteme zu stärken, unter anderem indem ein
auf lokale Gemeinwesen und Einrichtungen gestützter Mechanismus für die systematische Meldung des Auf-
tretens von Geburtsfisteln und der Todesfälle bei Müttern und Neugeborenen an das Gesundheitsministerium
erarbeitet wird, zu dem Zweck, ein nationales Register anzulegen und eine Orientierungshilfe für die Durch-
führung von Programmen zur Förderung der Müttergesundheit zu schaffen;

m) die Forschung, Datenerhebung, Überwachung und Evaluierung als Orientierungshilfe für die Pla-
nung und Durchführung von Programmen für die Gesundheit von Müttern, einschließlich der Behandlung
von Geburtsfisteln, zu verstärken und zu diesem Zweck den aktuellen Bedarf auf dem Gebiet der geburtshilf-
lichen Notfallversorgung, der Betreuung von Neugeborenen und der Behandlung von Fisteln zu ermitteln
und Routineüberprüfungen von Todesfällen bei Müttern und Beinahe-Todesfällen durchzuführen, als Teil ei-
nes in die nationalen Gesundheitsinformationssysteme integrierten Systems zur Überwachung der Mütter-
sterblichkeit und zur Durchführung von Gegenmaßnahmen;

n) die Erhebung vor- und nachoperativer Daten zu verbessern, um die Fortschritte bei der Deckung
des Bedarfs an chirurgischer Behandlung und im Hinblick auf die Qualität der Chirurgie-, Rehabilitations-
und sozioökonomischen Wiedereingliederungsleistungen, einschließlich der Aussichten für erfolgreiche
nachfolgende Schwangerschaften, Lebendgeburten oder gravierende gesundheitliche Komplikationen nach
einer Operation, messen und so den Herausforderungen für die Verbesserung der Gesundheit von Müttern
begegnen zu können;

o) Frauen und Mädchen grundlegende Gesundheitsdienste und entsprechende Ausrüstung und Ver-
sorgungsgüter bereitzustellen sowie ihnen eine fachliche Ausbildung und einkommenschaffende Projekte an-
zubieten, damit sie sich aus dem Kreislauf der Armut befreien können;

10. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrücklich auf, dem Mangel an Ärzten und der unglei-
chen Verteilung von Hebammen, Krankenpflegern und sonstigen in lebensrettender Geburtshilfe geschulten
Gesundheitsfachkräften sowie von Räumlichkeiten und Versorgungsgütern, die die Kapazitäten der meisten
Fistelzentren einschränken, abzuhelfen;

11. fordert die multilateralen Geber nachdrücklich auf und bittet die internationalen Finanzinstitutio-
nen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats sowie die regionalen Entwicklungsbanken, politische Konzepte zur
Unterstützung nationaler Anstrengungen zu überprüfen und umzusetzen, die sicherstellen sollen, dass Frauen
und Mädchen, insbesondere in ländlichen und abgelegenen Gebieten, einen größeren Anteil an den Ressour-
cen erhalten;

12. fordert die internationale Gemeinschaft auf, den 23. Mai zum Internationalen Tag zur Beendigung
von Geburtsfisteln zu erklären und diesen Tag jedes Jahr dafür zu nutzen, das öffentliche Bewusstsein für das
Problem der Geburtsfisteln erheblich zu erhöhen und die Gegenmaßnahmen zu verstärken;

13. bittet die Mitgliedstaaten, zu den Maßnahmen gegen Geburtsfisteln beizutragen, darunter insbe-
sondere zu der Kampagne des Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen gegen Geburtsfisteln, mit dem
Ziel, dieses Leiden weltweit zu beseitigen und damit dem Millenniums-Entwicklungsziel „Verbesserung der
Gesundheit von Müttern“ zu entsprechen;

14. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung un-
ter dem Punkt „Förderung der Frau“ einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 67/148

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 20. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/450 und Corr.1, Ziff. 30)136.

136 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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67/148. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und volle Umsetzung der Erklärung und 
der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten 
Sondertagung der Generalversammlung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser Frage, namentlich die Resolution 66/132 vom
19. Dezember 2011, sowie unter Hinweis auf den Abschnitt der Resolution 64/289 vom 2. Juli 2010 mit dem
Titel „Stärkung der institutionellen Regelungen zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und der
Ermächtigung der Frauen“,

zutiefst davon überzeugt, dass die Erklärung und die Aktionsplattform von Beijing137 und die Ergebnisse
der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung „Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung
und Frieden für das 21. Jahrhundert“138 wichtige Beiträge zur Gleichstellung der Geschlechter und zur Er-
mächtigung der Frauen sind und von allen Staaten, dem System der Vereinten Nationen und den sonstigen in
Betracht kommenden Organisationen in wirksame Maßnahmen umgesetzt werden müssen,

in Bekräftigung der auf dem Millenniums-Gipfel139, dem Weltgipfel 2005140, der Plenartagung der Ge-
neralversammlung auf hoher Ebene über die Millenniums-Entwicklungsziele141 und anderen großen Gipfel-
treffen, Konferenzen und Sondertagungen der Vereinten Nationen eingegangenen Verpflichtungen auf die
Gleichstellung der Geschlechter und die Förderung der Frauen sowie bekräftigend, dass ihre volle, wirksame
und beschleunigte Umsetzung unverzichtbar ist, wenn es darum geht, die international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, zu erreichen,

unter Begrüßung der Fortschritte im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter, jedoch betonend,
dass bei der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing und der Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung nach wie vor Herausforderungen und Hindernisse bestehen,

in der Erwägung, dass die Verantwortung für die Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform
von Beijing und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung in erster Linie auf der einzelstaatli-
chen Ebene liegt und dass in dieser Hinsicht verstärkte Anstrengungen unternommen werden müssen, und er-
neut erklärend, dass eine verstärkte internationale Zusammenarbeit für die volle, wirksame und beschleunig-
te Umsetzung unerlässlich ist,

unter Begrüßung der Arbeit, die die Kommission für die Rechtsstellung der Frau dabei leistet, die Um-
setzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing zu überprüfen, und mit Anerkennung Kenntnis
nehmend von allen ihren vereinbarten Schlussfolgerungen,

sowie die Fortschritte begrüßend, die die Einheit der Vereinten Nationen für Gleichstellung und Er-
mächtigung der Frauen (UN-Frauen) bei der Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermäch-
tigung der Frauen erzielt hat,

in der Erkenntnis, dass die Mitwirkung und der Beitrag der Zivilgesellschaft, insbesondere der Frauen-
gruppen und anderer nichtstaatlicher Organisationen, für die Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplatt-
form von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung wichtig sind,

bekräftigend, dass die systematische Berücksichtigung der Geschlechterperspektive eine weltweit ak-
zeptierte Strategie zur Förderung der Ermächtigung der Frauen und zur Gleichstellung der Geschlechter
durch die Veränderung von Strukturen der Ungleichheit ist, sowie in Bekräftigung der Verpflichtung, die
durchgängige Integration der Geschlechterperspektive in die Konzeption, Durchführung, Überwachung und

137 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 September 1995 (United Nations publication, Sales
No. E.96.IV.13), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/
beijing/beij_bericht.html.
138 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
139 Siehe Resolution 55/2.
140 Siehe Resolution 60/1.
141 Siehe Resolution 65/1.
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Evaluierung von Politiken und Programmen in allen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereichen ak-
tiv zu fördern sowie die Fähigkeiten des Systems der Vereinten Nationen in Bezug auf die Gleichstellung der
Geschlechter zu stärken,

sowie in Bekräftigung der Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Gleichstellung der Geschlechter
und der Ermächtigung der Frauen, die in der Erklärung von Doha über Entwicklungsfinanzierung: Ergebnis-
dokument der Internationalen Folgekonferenz über Entwicklungsfinanzierung zur Überprüfung der Umset-
zung des Konsenses von Monterrey142 eingegangen wurden,

eingedenk der Herausforderungen und Hindernisse, die eine Veränderung der diskriminierenden Ein-
stellungen und Rollenklischees erschweren, welche die Diskriminierung von Frauen und die stereotypen Rol-
len von Männern und Frauen zementieren, und betonend, dass die Umsetzung internationaler Standards und
Normen zur Überwindung der Ungleichheit zwischen Männern und Frauen nach wie vor auf Herausforde-
rungen und Hindernisse stößt,

in Bekräftigung der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids143 und der auf der Tagung der Generalver-
sammlung auf hoher Ebene über Aids am 10. Juni 2011 verabschiedeten Politischen Erklärung zu HIV und
Aids: Verstärkung unserer Bemühungen zur Beseitigung von HIV und Aids144, worin unter anderem aner-
kannt wurde, dass die Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächtigung der Frauen von
grundlegender Bedeutung für die Verringerung der Gefährdung von Frauen durch das HIV ist,

es begrüßend, dass in das Ergebnisdokument der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige
Entwicklung mit dem Titel „Die Zukunft, die wir wollen“145 eine Geschlechterperspektive einbezogen wurde,
und in dieser Hinsicht die Anstrengungen würdigend, die UN-Frauen unternimmt, um sicherzustellen, dass
das gesamte System der Vereinten Nationen auf kohärente Weise für die Gleichstellung der Geschlechter und
die Ermächtigung der Frauen im Kontext der nachhaltigen Entwicklung eintritt,

mit dem Ausdruck ihrer ernsthaften Besorgnis darüber, dass das vordringliche Ziel der Geschlechterpa-
rität im System der Vereinten Nationen, vor allem in Führungspositionen, unter voller Achtung des Grund-
satzes der ausgewogenen geografischen Verteilung im Einklang mit Artikel 101 Absatz 3 der Charta der Ver-
einten Nationen, nach wie vor nicht erreicht ist und dass die Vertretung von Frauen im System der Vereinten
Nationen fast unverändert geblieben ist, mit geringfügigen Verbesserungen in einigen Teilen des Systems,
wie aus dem Bericht des Generalsekretärs über die Verbesserung der Situation der Frauen im System der
Vereinten Nationen146 hervorgeht,

in Bekräftigung der wichtigen Rolle der Frauen bei der Verhütung und Beilegung von Konflikten sowie
bei der Friedenskonsolidierung,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 1325 (2000) vom 31. Oktober 2000, 1820
(2008) vom 19. Juni 2008, 1888 (2009) vom 30. September 2009, 1889 (2009) vom 5. Oktober 2009 und
1960 (2010) vom 16. Dezember 2010 über Frauen und Frieden und Sicherheit sowie die Resolution 1882
(2009) vom 4. August 2009 über Kinder und bewaffnete Konflikte,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über die Folgemaßnah-
men zur Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung und über die dabei erzielten Fortschritte147;

2. bekräftigt die Erklärung und die Aktionsplattform von Beijing, die auf der Vierten Weltfrauen-
konferenz verabschiedet wurden137, die Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalver-
sammlung138 sowie die Erklärung, die anlässlich der 15-jährlichen Überprüfung der Umsetzung der Erklä-
rung und der Aktionsplattform von Beijing auf der vierundfünfzigsten Tagung der Kommission für die

142 Resolution 63/239, Anlage.
143 Resolution S-26/2, Anlage.
144 Resolution 65/277, Anlage.
145 Resolution 66/288, Anlage.
146 A/67/347.
147 A/67/185.
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Rechtsstellung der Frau verabschiedet wurde148, und bekräftigt außerdem ihr Bekenntnis zu ihrer vollen,
wirksamen und beschleunigten Umsetzung;

3. bekräftigt außerdem die unverzichtbare Hauptrolle der Generalversammlung und des Wirtschafts-
und Sozialrats sowie die Katalysatorrolle der Kommission für die Rechtsstellung der Frau bei der Förderung
der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächtigung der Frauen auf der Grundlage der vollen Umset-
zung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Son-
dertagung und bei der Förderung und Überwachung der systematischen Berücksichtigung der Geschlechter-
perspektive innerhalb des Systems der Vereinten Nationen;

4. ist sich dessen bewusst, dass zwischen der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform
von Beijing und der Erfüllung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten aus dem Übereinkommen zur Besei-
tigung jeder Form von Diskriminierung der Frau149 im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter und
die Ermächtigung der Frauen Synergien bestehen, begrüßt in diesem Zusammenhang die Beiträge des Aus-
schusses für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau zur Förderung der Umsetzung der Aktionsplatt-
form und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung und bittet die Vertragsstaaten des Überein-
kommens, in ihre Berichte an den Ausschuss nach Artikel 18 des Übereinkommens Informationen über die
Maßnahmen aufzunehmen, die zur Stärkung der Umsetzung auf nationaler Ebene ergriffen wurden;

5. fordert die Vertragsstaaten auf, ihren Verpflichtungen aus dem Übereinkommen und dem dazuge-
hörigen Fakultativprotokoll150 in vollem Umfang nachzukommen und die abschließenden Bemerkungen so-
wie die allgemeinen Empfehlungen des Ausschusses zu berücksichtigen, fordert die Vertragsstaaten nach-
drücklich auf, die Einschränkung des Umfangs der von ihnen eingelegten Vorbehalte gegen das Überein-
kommen zu erwägen, die Vorbehalte so genau und eng wie möglich zu formulieren und sie regelmäßig im
Hinblick auf ihre Rücknahme zu überprüfen, um sicherzustellen, dass kein Vorbehalt mit Ziel und Zweck des
Übereinkommens unvereinbar ist, fordert außerdem alle Mitgliedstaaten, die das Übereinkommen noch nicht
ratifiziert haben beziehungsweise ihm noch nicht beigetreten sind, nachdrücklich auf, dies zu erwägen, und
fordert diejenigen Mitgliedstaaten, die das Fakultativprotokoll noch nicht unterzeichnet oder ratifiziert haben
beziehungsweise ihm noch nicht beigetreten sind, auf, dies zu erwägen;

6. begrüßt es, dass die effektive Funktionsfähigkeit der Einheit der Vereinten Nationen für Gleich-
stellung und Ermächtigung der Frauen (UN-Frauen) im Hinblick auf die Lenkungsstruktur, die Verwaltung,
die Haushaltsaufstellung und die Personalressourcen vorangekommen ist;

7. bekräftigt die wichtige Rolle von UN-Frauen, wenn es darum geht, im System der Vereinten Na-
tionen bei seiner Arbeit auf dem Gebiet der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächtigung der Frau-
en eine Führungs- und Koordinierungsrolle wahrzunehmen und seine Rechenschaftslegung zu fördern;

8. fordert UN-Frauen auf, die systematische Berücksichtigung der Geschlechterperspektive im ge-
samten System der Vereinten Nationen auch weiterhin zu unterstützen und als integralen Bestandteil ihrer
Tätigkeit stärker und systematischer in den Vordergrund zu stellen;

9. begrüßt das Engagement von UN-Frauen zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Ausarbei-
tung und Stärkung von Normen, Politiken und Standards für die Gleichstellung der Geschlechter und die Er-
mächtigung der Frauen sowie bei der Einbeziehung der Geschlechterperspektive in die Sektorpolitiken und
normativen Rahmen;

10. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Haushaltsmittel für UN-Frauen aufzustocken,
indem sie, wenn die Rechtsvorschriften und die Haushaltsansätze dies erlauben, nicht zweckgebundene,

148 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2010, Supplement No. 7 und Korrigendum (E/2010/27 und
Corr.1), Kap. I, Abschn. A; siehe auch Beschluss 2010/232 des Wirtschafts- und Sozialrats. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/wiso/edec2010-232.pdf.
149 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647;
LGBl. 1996 Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
150 Ebd., Vol. 2131, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2001 II S. 1237; LGBl. 2002 Nr. 17; öBGBl. III
Nr. 206/2000; AS 2009 265.
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mehrjährige, berechenbare, stabile und nachhaltige freiwillige Beiträge leisten, in der Erkenntnis, wie wich-
tig eine angemessene Mittelausstattung ist, damit die Einheit ihren strategischen Plan umgehend und wirk-
sam durchführen kann, sowie in der Erkenntnis, dass es für die Einheit nach wie vor eine Herausforderung
ist, Finanzmittel zur Erreichung ihrer Ziele zu mobilisieren;

11. ermutigt alle Akteure, unter anderem die Regierungen, das System der Vereinten Nationen, die an-
deren internationalen Organisationen und die Zivilgesellschaft, die Arbeit der Kommission für die Rechts-
stellung der Frau weiter zu unterstützen, damit sie ihre zentrale Rolle bei der Weiterverfolgung und Überprü-
fung der Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing und der Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung wahrnehmen kann, und gegebenenfalls die Empfehlungen der Kommission um-
zusetzen, begrüßt in dieser Hinsicht, dass die Kommission den Austausch von Erfahrungen, gewonnenen Er-
kenntnissen und bewährten Verfahren zur Überwindung von Problemen bei der vollständigen Umsetzung auf
nationaler und internationaler Ebene sowie die Evaluierung der Fortschritte bei der Umsetzung von Schwer-
punktthemen fortsetzt, und legt den zwischenstaatlichen Organen des Systems der Vereinten Nationen nahe,
gegebenenfalls die Arbeitsergebnisse der Kommission in ihre Tätigkeiten zu integrieren;

12. fordert die Regierungen sowie die Organe und die zuständigen Fonds, Programme und Sonderor-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats und die anderen in-
ternationalen und regionalen Organisationen, einschließlich der Finanzinstitutionen, und alle in Betracht
kommenden Akteure der Zivilgesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen, auf, verstärkt
tätig zu werden, um die volle und wirksame Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing
sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung herbeizuführen;

13. erklärt erneut, dass die Staaten verpflichtet sind, die nötige Sorgfalt walten zu lassen, um Gewalt
gegen Frauen und Mädchen zu verhüten, die Opfer zu schützen und diejenigen, die Gewalt gegen Frauen und
Mädchen verübt haben, zu ermitteln, strafrechtlich zu verfolgen und zu bestrafen, und dass die Nichteinhal-
tung dieser Verpflichtungen die Menschenrechte und Grundfreiheiten der Opfer verletzt und deren Genuss
beeinträchtigt oder verhindert, fordert die Regierungen auf, Rechtsvorschriften und Strategien auszuarbeiten
und anzuwenden, um Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu unterbinden, befürwortet und unterstützt es,
dass Männer und Jungen aktiv an der Verhütung und Beseitigung aller Formen von Gewalt mitwirken, tritt
für ein besseres Verständnis bei Männern und Jungen dafür ein, wie Gewalt Mädchen, Jungen, Frauen und
Männer schädigt und die Gleichstellung der Geschlechter untergräbt, ermutigt alle Akteure, sich gegen jeg-
liche Gewalt gegen Frauen auszusprechen, und ermutigt in diesem Zusammenhang die Mitgliedstaaten, die
laufende Kampagne des Generalsekretärs zur Beendigung der Gewalt gegen Frauen und die soziale Mobili-
sierungs- und Lobbyplattform von UN-Frauen „Sag NEIN zu Gewalt gegen Frauen“ weiter zu unterstützen;

14. fordert das System der Vereinten Nationen, darunter die Hauptorgane, deren Hauptausschüsse
und Nebenorgane, Mechanismen wie die jährliche Überprüfung auf Ministerebene und das Forum für
Entwicklungszusammenarbeit des Wirtschafts- und Sozialrats sowie die Fonds, Programme und Sonderor-
ganisationen, erneut auf, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um in allen Fragen, mit denen sie be-
fasst sind, und im Rahmen ihres jeweiligen Mandats sowie bei allen Gipfeltreffen, Konferenzen und Son-
dertagungen der Vereinten Nationen und ihren Folgeprozessen, so auch derjenigen der 2012 abgehalte-
nen Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung und der Überprüfung und Bewer-
tung des Internationalen Aktionsplans von Madrid über das Altern 2002 auf der einundfünfzigsten Ta-
gung der Kommission für soziale Entwicklung im Jahr 2013, Geschlechterfragen auf umfassende Weise
systematisch zu berücksichtigen;

15. erklärt erneut, dass die volle, wirksame und beschleunigte Umsetzung der Erklärung und der Ak-
tionsplattform von Beijing und der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung unverzichtbar ist, wenn
es darum geht, die international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, zu erreichen, und fordert in dieser Hinsicht, dass das Ziel der Gleichstellung der Geschlechter und
der Ermächtigung der Frauen bei den Erörterungen über den Entwicklungsrahmen nach 2015 einen hohen Stel-
lenwert erhält, eingedenk dessen, wie wichtig die durchgängige Berücksichtigung der Geschlechterperspek-
tive ist;

16. ersucht die Institutionen des Systems der Vereinten Nationen, die Arbeitsergebnisse der Kommis-
sion für die Rechtsstellung der Frau systematisch in ihre mandatsmäßigen Tätigkeiten zu integrieren, um un-
ter anderem zu gewährleisten, dass die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Gleichstellung der Geschlech-
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ter und zur Ermächtigung der Frauen wirksam unterstützt werden, und begrüßt in dieser Hinsicht, dass UN-
Frauen sich dazu verpflichtet hat, konkrete Mechanismen für eine ergebnisorientierte Berichterstattung ein-
zurichten und die Kohärenz, die Geschlossenheit und die Koordinierung zwischen den normativen und ope-
rativen Aspekten der Arbeit der Einheit zu gewährleisten;

17. legt den Regierungen eindringlich nahe, die Rolle und den Beitrag der Zivilgesellschaft, insbeson-
dere der nichtstaatlichen Organisationen und der Frauenorganisationen, bei der Umsetzung der Erklärung
und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung auch
künftig zu unterstützen;

18. fordert die Regierungen und das System der Vereinten Nationen auf, Frauengruppen und ande-
re nichtstaatliche Organisationen, die sich schwerpunktmäßig mit der Gleichstellung der Geschlechter und
der Ermächtigung der Frauen befassen, zur Mitwirkung an den zwischenstaatlichen Prozessen zu ermuti-
gen, namentlich durch eine Verstärkung der Kontaktarbeit, der Finanzierung und des Kapazitätsaufbaus;

19. fordert die zwischenstaatlichen Organe der Vereinten Nationen auf, systematisch um die Einbe-
ziehung einer Geschlechterperspektive in die Berichte des Generalsekretärs und andere Beiträge zu zwi-
schenstaatlichen Prozessen zu ersuchen;

20. ersucht den Generalsekretär, in seinen der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und Sozi-
alrat sowie deren Nebenorganen vorzulegenden Berichten mittels einer qualitativen geschlechtsspezifischen
Analyse und der Bereitstellung von nach Geschlecht und Alter aufgeschlüsselten Daten und, soweit vorhan-
den, quantitativen Daten der Geschlechterperspektive systematisch Rechnung zu tragen, insbesondere durch
konkrete Schlussfolgerungen und Empfehlungen für weitere Maßnahmen zur Gleichstellung der Geschlech-
ter und zur Ermächtigung der Frauen, mit dem Ziel, eine geschlechtergerechte Politikentwicklung zu erleich-
tern, und ersucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht, allen Akteuren, die zu seinen Berichten beitragen,
zu vermitteln, wie wichtig die Berücksichtigung der Geschlechterperspektive ist;

21. legt den Mitgliedstaaten nahe, gegebenenfalls mit Unterstützung durch Institutionen der Verein-
ten Nationen, einschließlich UN-Frauen, internationale und regionale Organisationen und andere maßgebli-
che Akteure der Stärkung der innerstaatlichen Kapazitäten für Datenerhebung und Überwachung im Hinblick
auf nach Geschlecht und Alter aufgeschlüsselte Statistiken sowie innerstaatliche Fortschrittsindikatoren für
die Gleichstellung der Geschlechter und die Ermächtigung der Frauen im Wege multisektoraler Ansätze und
Partnerschaften Priorität einzuräumen;

22. fordert alle Teile des Systems der Vereinten Nationen auf, sich auch weiterhin aktiv für die volle,
wirksame und beschleunigte Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Er-
gebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung einzusetzen, unter anderem durch die Beibehaltung von Spe-
zialisten für geschlechtsspezifische Fragen in allen Institutionen des Systems der Vereinten Nationen und durch
die Gewährleistung dessen, dass das gesamte Personal, insbesondere im Feld, in Bezug auf eine beschleunigte
systematische Berücksichtigung der Geschlechterperspektive geschult und angemessen weitergebildet wird
sowie entsprechende Instrumente, Anleitung und Unterstützung erhält, und bekräftigt, dass die Fähigkeiten des
Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Geschlechterfragen gestärkt werden müssen;

23. ersucht den Generalsekretär, seine Anstrengungen zu überprüfen und zu verstärken, um im ge-
samten System der Vereinten Nationen Fortschritte in Richtung auf das Ziel der Geschlechterparität auf
allen Ebenen zu erreichen, unter voller Achtung des Grundsatzes der ausgewogenen geografischen Vertei-
lung im Einklang mit Artikel 101 Absatz 3 der Charta der Vereinten Nationen und unter besonderer Be-
rücksichtigung von Frauen aus Entwicklungsländern und am wenigsten entwickelten Ländern, aus Trans-
formationsländern und aus nicht vertretenen oder weitgehend unterrepräsentierten Mitgliedstaaten, und si-
cherzustellen, dass die Manager und die Hauptabteilungen in Bezug auf die Ziele der Ausgewogenheit
zwischen Männern und Frauen Rechenschaft ablegen, und legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe,
mehr Bewerberinnen für Stellen im System der Vereinten Nationen, insbesondere auf den herausgehobe-
nen und führenden Rangebenen, einschließlich bei Friedenssicherungseinsätzen, zu ermitteln und regel-
mäßig vorzuschlagen;

24. fordert das System der Vereinten Nationen auf, weitere Anstrengungen zur Erreichung des
Ziels der ausgewogenen Vertretung von Männern und Frauen zu unternehmen, auch mit aktiver Unter-
stützung durch die Koordinierungsstellen für Gleichstellungsfragen, und ersucht den Generalsekretär, der
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Kommission für die Rechtsstellung der Frau auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung mündlich und der
Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung der Frauen“ über
die Verbesserung der Situation der Frauen im System der Vereinten Nationen und die im Hinblick auf die
Erreichung einer ausgewogenen Vertretung von Männern und Frauen erzielten Fortschritte und die dabei
aufgetretenen Hindernisse Bericht zu erstatten und dabei Empfehlungen zur Beschleunigung der Fort-
schritte und aktuelle Statistiken, namentlich zur Zahl, zum prozentualen Anteil, zu den Funktionen und
zur Staatsangehörigkeit der Frauen im gesamten System der Vereinten Nationen, sowie Informationen
über die Verantwortlichkeiten und Rechenschaftspflichten der Büros für Personalmanagement und des Se-
kretariats des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen im
Hinblick auf die Förderung einer ausgewogenen Vertretung von Männern und Frauen vorzulegen;

25. ermutigt die Regierungen und das System der Vereinten Nationen, verstärkte Anstrengungen zu
unternehmen, um die Rechenschaftspflicht in Bezug auf die Erfüllung der Verpflichtungen zur Gleichstel-
lung der Geschlechter und zur Ermächtigung der Frauen auf internationaler, regionaler und nationaler Ebene
zu erhöhen, insbesondere durch eine verbesserte Überwachung und Berichterstattung über Fortschritte bei
politischen Konzepten, Strategien, der Mittelaufteilung und Programmen und bei der Herbeiführung einer
ausgewogenen Vertretung von Frauen und Männern;

26. erklärt erneut, dass die Regierungen die Hauptverantwortung für die Gleichstellung der Ge-
schlechter und die Ermächtigung der Frauen tragen und dass der internationalen Zusammenarbeit eine we-
sentliche Rolle dabei zufällt, Entwicklungsländer auf dem Weg zur vollen Umsetzung der Erklärung und der
Aktionsplattform von Beijing zu unterstützen;

27. ermutigt ihre Hauptausschüsse und Nebenorgane sowie den Wirtschafts- und Sozialrat und seine
Fachkommissionen in Anbetracht der Analyse im Bericht des Generalsekretärs und des Querschnittcharak-
ters der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächtigung der Frauen zu weiteren Fortschritten bei der
Integration einer Geschlechterperspektive in ihre Arbeit;

28. verweist auf die Resolution 2009/15 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 28. Juli 2009 und legt in
diesem Zusammenhang den Mitgliedstaaten nahe, angemessene Aktivitäten zur Begehung des zwanzigsten
Jahrestags der Vierten Weltfrauenkonferenz und der Verabschiedung der Erklärung und der Aktionsplatt-
form von Beijing zu erwägen;

29. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin jährlich der Generalversammlung unter dem Punkt
„Förderung der Frauen“ sowie der Kommission für die Rechtsstellung der Frau und dem Wirtschafts- und
Sozialrat über den Folgeprozess der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing und der Ergebnisse der
dreiundzwanzigsten Sondertagung und die bei ihrer Umsetzung erzielten Fortschritte Bericht zu erstatten und
dabei eine Bewertung der Fortschritte bei der durchgängigen Integration der Geschlechterperspektive vorzu-
nehmen, die Informationen über wichtige Erfolge, gewonnene Erkenntnisse und bewährte Verfahren enthält,
sowie weitere Maßnahmen zur Stärkung der Umsetzung zu empfehlen.

RESOLUTION 67/149

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 20. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/451, Ziff. 12)151.

151 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Andorra, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Fa-
so, Burundi, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland,
Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kamerun, Kenia, Kir-
gisistan, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Malta, Marokko, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation,
Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika
und Zypern. 
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